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Antrag 

der Abgeordneten 


Stephan Hilsberg, Günter Rixe, Peter Enders, Franz Thönnes, Ernst Bahr, Ingrid 
Becker-Inglau, Wolfgang Behrendt, Friedhelm Julius Beucher, Dr. Ulrich Böhme 
(Unna), Anni Brandt-Elsweier, Tilo Braune, Dr. Eberhard Brecht, Edeigard Buimahn, 
Ursula Burchardt, Wolf-Michael Catenhusen, Dr. Marliese Dobberthien, Elke Ferner, 
Lothar Fischer (Homburg), Gabriele Fograscher, Iris Follak, Dagmar Freitag, Arne 
Fuhrmann, Monika Ganseforth, Iris Gieicke, Dr. Peter Glotz, Hans-Joachim Hacker, 
Klaus Hagemann, Manfred Hampel, Christel Hanewinckel, Jelena Hoffmann 
(Chemnitz), Ingrid Hoizhüter, Woifgang ilte, Barbara Imhof, Renate Jäger, Siegrun 
Klemmer, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Walter Kolbow, Nicolette Kressl, Thomas Krüger, 
Horst Kubatschka, Dr. Uwe Küster, Konrad Kunick, Christine Kurzhals, Christa 
Lörcher, Erika Lotz, Dr. Christine Lucyga, Dorle Marx, Uirike Mäscher, Christoph 
Matschie, Markus Meckel, Ursula Mogg, Gerhard Neumann (Gotha), Dr. Edith Niehuis, 
Doris Odendahi, Margot von Renesse, Otto Reschke, Dr. Edelbert Richter, Dieter 
Schanz, Siegfried Scheffler, Ursula Schmidt (Aachen), Wiihelm Schmidt (Salzgitter), 
Heinz Schmitt (Berg), Dr. Emii Schneli, Gisela Schröter, Dr. Mathias Schubert, Richard 
Schuhmann (Delitzsch), lise Schumann, Roif Schwanitz, Bodo Seidenthai, Lisa 
Seuster, Wieland Sorge, Wolfgang Spanier, Jörg-Otto Spüler, Dr. Peter Struck, Jörg 
Tauss, Dr. Bodo Teichmann, Wolfgang Thierse, Siegfried Vergin, Reinhard Weis 
(Stendai), Gunter Weißgerber, Hildegard Wester, Inge Wettig-Danielmeier, Hanna 
Wolf, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Gemeinschaftsinitiative Ausbiidungsplatzsicherung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

In den ersten Monaten des laufenden Berufsberatungsjahres 
1994/95 haben die Arbeitsämter in Ostdeutschland insgesamt 
170 000 Bewerberinnen und Bewerber, aber nur 72 600 Aus- 
bildungsplätze registriert. Der Deutsche Bundestag erkennt 
vor allem das Bemühen des Handwerks zur Steigerung seines 
Ausbildungsangebots an. Dies reicht jedoch nicht: Nur etwa 
jede/jeder dritte Jugendliche in den neuen Ländern hat zur Zeit 
eine Chance, eine Lehrstelle zu finden. Im Herbst dieses Jah- 
res wird die Zahl der unversorgten Bewerberinnen und Be- 
werber in den neuen Ländern voraussichtlich bei rund 20 000 
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liegen, wenn sich alle berufsbildungspolitisch Verantwortli- 
chen allein auf die von den Arbeitgeberverbänden in den 
Kanzlerrunden am 15. März und 14. Juni 1995 versprochene 
„Trendumkehr" verlassen und lediglich den Appell an Betrie- 
be, Verwaltungen, Arbeitsämter und Kammern erneuern, „sich 
weiterhin engagiert für die Erhöhung des Lehrstellenangebots 
einzusetzen". Im Widerspruch hierzu steht die einleitende 
Feststellung in der Presseerklärung zu den Ergebnissen des 
vierten Gesprächs zur Zukunftssicherung des Standortes 
Deutschland und für mehr Beschäftigung am 14. Juni 1995 
beim Bundeskanzler, daß „insbesondere in den neuen Län- 
dern, aber auch in einer wachsenden Zahl von Regionen in den 
alten Bundesländern, weiter erheblicher Handlungsbedarf" 
besteht. Angesichts dieser zutreffenden Darstellung der Situa- 
tion auf dem Markt für Ausbildungsplätze würde eine fortge- 
setzte Auseinandersetzung über die Bewertung der vorliegen- 
den Daten der Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für 
Arbeit und insbesondere weiteres Zuwarten der Politik bei den 
betroffenen Jugendlichen und ihren Eltern die Unsicherheit 
über die Zukunftschancen der jungen Generation erhöhen und 
zu einem weiteren Vertrauensverlust in die soziale Marktwirt- 
schaft führen. 

Aus diesem Grunde ist es jetzt erforderlich, den Jugendlichen 
selbst, aber auch den Trägern außerbetrieblicher Ausbil- 
dungsstätten und Betrieben und Verwaltungen, die zur Be- 
reitstellung zusätzlicher Ausbildungsplätze bereit wären, hier- 
für aber organisatorische Unterstützung und finanzielle Hilfe 
benötigen, Planungssicherheit zu geben. Die „Gemein- 
schaftsinitiative 1995" muß sich aber zugleich von entspre- 
chenden Programmen in den vergangenen Jahren unterschei- 
den, indem sie Subventionsmentalität nicht weiter fördert und 
eine Perspektive für den mittelfristigen Aufbau sich selbst tra- 
gender Berufsbildungsstrukturen bietet. Hierfür ist es erfor- 
derlich, umgehend ein umfassendes Bündel kurz- wie mittel- 
fristig greifender Maßnahmen zu vereinbaren: 

Nur mittelfristig wird es gelingen, in Ostdeutschland ein dua- 
les Ausbildungssystem aufzubauen. In den neuen Ländern sind 
die privaten und öffentlichen Arbeitgeber bisher und auf ab- 
sehbare Zeit nicht in der Lage, für alle ausbildungswilligen Ju- 
gendlichen genügend betriebliche Ausbildungsplätze bereit- 
zustellen. Rund 60 % aller Ausbildungsplätze werden zur Zeit 
staatlich subventioniert bzw. voll finanziert. Über 20 % aller 
Ausbildungsplätze finden sich in von der Bundesanstalt für Ar- 
beit, der Europäischen Union, dem Bund und den neuen Län- 
dern finanzierten außerbetrieblichen Ausbildungsstätten und 
sogenannten „Ausbildungsringen". Die Bedeutung der beruf- 
lichen Bildung zur Sicherung des eigenen Fachkräftenach- 
wuchses ist von vielen Unternehmen in Ostdeutschland noch 
nicht erkannt worden. Die bisherigen „Gemeinschaftsinitiati- 
ven" wurden (außer im Wahljahr 1994) nicht nur zu spät ein- 
geleitet, sie haben auch in vielen Betrieben Subventionsmen- 
talität belohnt und bei Trägern von „Ausbildungsringen" den 
Eindruck verstärkt, auf unabsehbare Zeit zur Ausbildungs- 
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platzsicherung benötigt zu werden. Die Vorteile des dualen Sy- 
stems - Verknüpfung von theoretischer Ausbildung vor allem 
im Berufsschulunterricht und von praktischer Ausbildung un- 
ter „Ernstfallbedingungen" im Betrieb, womit zugleich die 
Chance auf Übernahme nach der Ausbildung verbunden ist - 
gehen so vielen Jugendlichen in den neuen Ländern verloren. 

Notwendig ist daher jetzt eine Dreifachstrategie für die neuen 
Länder, zugleich allen Jugendlichen eine Berufsbildungsper- 
spektive zu bieten, die Qualität der beruflichen Bildung in den 
neuen Ländern konsequent zu verbessern und der Wirtschaft 
klar zu machen, daß sie ihre eigene Verantwortung zur Siche- 
rung der betrieblichen Berufsausbildung in einem mittelfristi- 
gen Zeitraum aus eigener Kraft wahrnehmen muß. 

Dieses Maßnahmenbündel für die neuen Länder ist zentraler 
Bestandteil eines mit allen berufsbildungspolitisch Verant- 
wortlichen zu entwickelnden Konzepts zur Modernisierung 
und Rettung des dualen Systems in ganz Deutschland, das au|- 
grund des mit vordergründigen, vom Institut der Deutschen 
Wirtschaft selbst widerlegten betriebswirtschaftlichen Kosten- 
argumenten begründeten Rückgangs der Ausbildungsbereit- 
schaft vor allem von Industriebetrieben und Handelsunter- 
nehmen sowie Attraktivitätsmängeln im Kern bedroht ist; 

Seit Beginn der 90er Jahre haben sich die Verhältnisse auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt derart gewandelt, daß von einer Kri- 
se des dualen Systems gesprochen werden muß. In West- 
deutschland ist in den letzten beiden Jahren nahezu jeder sech- 
ste Ausbildungsplatz gestrichen worden. Der Anteil der Be- 
triebe, die sich überhaupt noch an der Ausbildung des Fach- 
kräftenachwuchses beteiligen, ist unter 40 % gesunken. Zu- 
gleich wird von der Wirtschaft, insbesondere dem Handwerk, 
eine drohende Facharbeiterlücke und ein zu starker Zustrom 
von Jugendlichen an die Hochschulen beklagt. In dem Kanzl- 
ergespräch am 15. März 1995 haben die Vertreter der Arbeit- 
geberverbände eine „Trendumkehr" bei der Ausbildungs- 
platz ent Wicklung versprochen, die bisher jedoch nicht einge- 
troffen ist. In den ersten Monaten des laufenden Berufsbera- 
tungsjahres haben sich die Aussichten der jungen Menschen 
in Westdeutschland, eine Ausbildung zu bekommen, deutlich 
verschlechtert. Bei noch 173 500 unbesetzten Ausbildungs- 
plätzen und 164 000 unvermittelten Bewerberinnen und Be- 
werbern kann ernsthaft nicht von der Möglichkeit der Berufs- 
wahl innerhalb eines regional ausgewogenen und strukturell 
vielseitigen Ausbildungsplatzangebotes gesprochen werden. 
Die regionalen Ungleichgewichte auf dem Ausbildungsstel- 
lenmarkt nehmen zu. Für Problemgruppen wird es immer 
schwieriger, einen qualifizierten Ausbildungsplatz zu finden. 
Zudem hat die Attraktivität der beruflichen Bildung nachge- 
lassen. Die Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner 
Bildung ist in der Praxis noch nicht hergestellt. Die Berufs- 
schulen leiden in den neuen wie in den alten Ländern unter ei- 
nem erheblichen Modernisierungsrückstand. 
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Der Deutsche Bundestag hält angesichts dieser Tendenzen, die 
das duale System aushöhlen und im Kern bedrohen, die bisher 
von Bund und Ländern zusammen mit den Arbeitgeberver- 
bänden und Gewerkschaften vereinbarten Maßnahmen vom 
Februar 1994 und vom 15. März 1995 für einen akzeptablen 
Ausgangspunkt, lehnt jedoch eine „Differenzierung" zu La- 
sten benachteiligter Jugendlicher ab. Auch reichen diese Maß- 
nahmenvorschläge nicht aus, und die Bundesregierung hat bis- 
her nichts unternommen, um dieses Maßnahmenpaket umzu- 
setzen, soweit ihre eigene Verantwortung betroffen ist. 

Dies betrifft als erstes die Verantwortung des Bundes als öffent- 
lichen Arbeitgeber. Der Bund muß seiner Vorbildfunktion bei 
der Bereitstellung von Ausbildungsplätzen gerecht werden. 
Sonst bleiben alle Appelle an die Wirtschaft unglaubwürdig 
und wirkungslos. 

Ausbildende und ausbildungsbereite Betriebe müssen wirk- 
sam unterstützt werden. Wenn die eigenen Anstrengungen der 
Wirtschaft zur Bereitstellung von Ausbildungsplätzen nicht 
ausreichen, müssen Anreize für Unternehmen und Verwaltun- 
gen zur Ausbildungsplatzsicherung geschaffen werden. Der- 
artige Maßnahmen können kurzfristig nicht wirksam werden. 
Dennoch muß eine offene Diskussion über neue Anreize und 
einen gerechten Ausgleich der Ausbildungsleistungen unter 
den ausbildenden und nichtausbildenden Betrieben geführt 
werden. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, un- 
verzüglich mit den Landesregierungen der neuen Länder eine 
Bund-Länder- Vereinbarung über eine „Gemeinschaftsinitiati- 
ve Ausbildungsplatzsicherung" zu treffen und hierfür durch 
überplanmäßige Ausgaben im Bundeshaushalt 1995 sowie an- 
gemessen dotierte Titel im Entwurf des Bundeshaushalts 1996 
und Vorsorge in der mittelfristigen Finanzplanung die not- 
wendigen Haushaltsmittel bereitzustellen. Ebenso sind die Ak- 
tivitäten zur Bereitstellung eines ausreichenden Ausbildungs- 
platzangebotes in den alten Ländern zu intensivieren. 


III. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, mit 
den Landesregierungen der neuen Länder in der „Gemein- 
schaftsinitiative Ausbildungsplatzsicherung" unverzüglich fol- 
gende Maßnahmen zu vereinbaren: 

1. Bereitstellung weiterer 10 000 außerbetrieblicher Ausbil- 
dungsplätze entsprechend den regionalen Nachfra- 
geschwerpunkten und dem regionalen Qualifikationsbe- 
darf. Soweit erforderlich, ist die Zahl zusätzlicher außer- 
betrieblicher Ausbildungsplätze im Herbst 1995 weiter zu 
erhöhen. Der Wirtschaft in den neuen Ländern muß dabei 
unmißverständlich deutlich gemacht werden, daß derarti- 
ge Maßnahmen mittelfristig - bis zum Jahr 2000 - auf Null 
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zurückgefahren werden müssen. Den Trägern außerbe- 
trieblicher Ausbildungsstätten sind Anreize zu bieten, sich 
auf die Ausbildung im ersten Ausbildungsjahr zu konzen- 
trieren und die Jugendlichen im zweiten und dritten Aus- 
bildungsjahr in betriebliche Ausbildung einschließlich 
Ausbildungsverbünden zu überführen. 

2. Verstärkter Einsatz von Ausbildungsberatern, die alle Be- 
triebe gezielt auf ihre Möglichkeiten zur Bereitstellung 
zusätzlicher Ausbildungsplätze ansprechen und auch Ju- 
gendliche während der Kurse in außerbetrieblichen Ein- 
richtungen in Betriebe vermitteln, um vorhandene Kapa- 
zitäten dieser Einrichtungen vorrangig in der Einstiegs- 
phase zu nutzen und für die Jugendlichen die Chance zur 
Berufsausbildung im Betrieb zu erhöhen. 

3. Spezielle Förderung der Berufsausbildung von Mädchen 
und jungen Frauen, deren Chancen auf eine qualifizierte 
Berufsausbildung in Ostdeutschland extrem gering sind. 
Mit den Landesregierungen in den neuen Ländern und den 
berufsbildungspolitisch Verantwortlichen vor Ort sind da- 
bei alle geeigneten Fördermaßnahmen zu vereinbaren und 
die Hälfte der Ausbildungsplätze für Mädchen zu reser- 
vieren. Ziel muß es sein, die krasse Benachteiligung von 
Mädchen und jungen Frauen bei der Ausbildungsplatzsu- 
che, auch in „frauenuntypischen" Berufen, wirksam zu be- 
seitigen. 

4. Besondere Berücksichtigung regionaler Defizite auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt durch ein verstärktes Angebot 
von Ausbildungsplätzen in den Kommunen, Landesver- 
waltungen und Bundeseinrichtungen. Auch hier sind vor- 
rangig Mädchen und junge Frauen zu berücksichtigen. 
Hierdurch können rund 1 000 zusätzliche Ausbildungs- 
plätze gewonnen werden. 

5. Insbesondere die weitere Nutzung vorhandener und vom 
möglichen Abbau bedrohter Ausbildungskapazitäten von 
Bahn und Post, und zwar entweder durch Bahn oder Post 
selbst oder indem geeignete Träger diese freien Kapazitä- 
ten anmieten. Hierdurch können rund 2 000 Ausbildungs- 
plätze zusätzlich bereitgestellt werden. 

6. Förderung der Verbundausbildung durch Übernahme der 
Organisationskosten durch den Bund als Anreiz für den 
Einstieg in die Berufsausbildung. Bei gezielter Ansprache 
aller Betriebe, die zur Übernahme eines Teils der Ausbil- 
dung bereit wären, ohne für sich allein bereits die volle Aus- 
bildereignung und Eignung als Ausbildungsstätte nach- 
weisen zu können, können hierdurch kurzfristig bis zu 2 000 
neue Ausbildungsplätze gewonnen werden. Die Kammern 
sind aufzufordern zuzulassen, daß der jeweilige „Leitbe- 
trieb " die Eignung gewährleistet und daß den übrigen am 
Verbund beteiligten Betrieben die Mitwirkung an der Aus- 
bildung auch dann ermöglicht wird, wenn sich ihre Eig- 
nung bisher nur auf den von ihnen übernommenen Teil der 
Ausbildung erstreckt. 
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7. Gezielter Ausbau vollzeitschulischer Angebote an Berufs- 
fach- und Fachschulen und Einbeziehung schulischer An- 
gebote in die Verbundausbildung unter der Voraussetzung, 
daß die Ausbildung in diesen Schulen der Berufsausbil- 
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. 
Dies ist durch Rechtsverordnung des Bundes gemäß § 40 
Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes festzustellen. Hierdurch 
können mindestens 5 000 zusätzliche Ausbildungsmög- 
lichkeiten geschaffen werden. 

8. Modernisierung der Berufsschulen in Ostdeutschland auf 
der Grundlage eines Bund-Länder-Sonderprogramms 
gemäß Artikel 104 Abs. 4 des Grundgesetzes. Wie in den 
70er Jahren für die Berufsschulen in den alten Ländern sind 
hierfür in einem Mehrjahresprogramm insgesamt 
650 Mio. DM Bundesmittel als Anschubfinanzierung be- 
reitzustellen. Die Träger der Berufsschulen haben hierzu 
den Landesregierungen in den neuen Ländern konkrete In- 
vestitionsplanungen vorzulegen, auf deren Grundlage För- 
derzusagen erteilt werden. Zugleich ist der Ausbau über- 
betrieblicher Einrichtungen zu einem den alten Ländern 
vergleichbaren Netz mit rund 25 000 Plätzen zügig zu voll- 
enden und die Qualifizierung des Personals in der berufli- 
chen Bildung über 1995 hinaus fortzusetzen. 

9. Den freien Trägern der Jugendhilfe, die durch Runderlaß 
der Bundesanstalt für Arbeit (Nr. 2088/9191) benachteiligt 
werden, muß die Möglichkeit eröffnet werden, daß auch sie 
Ausbildungsplätze bereitstellen können. 

10. Aktive Mitwirkung des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie, des Bundesmi- 
nisteriums für Wirtschaft, des Bundesministeriums für Ar- 
beit und Sozialordnung, des Bundesministeriums für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend und der Bundesanstalt 
für Arbeit zusammen mit dem Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung bei der Bündelung aller Jugend- und berufsbil- 
dungspolitischen Aktivitäten auf örtlicher Ebene, insbe- 
sondere bei der 

- Durchführung von regionalen Ausbildungskonferen- 
zen, 

“ Gründung und Förderung von Vereinen privater und 
öffentlicher Träger der Jugendsozialarbeit und 

- zu verstärkenden Öffentlichkeitsarbeit. 

IV. Weiter fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
auf, dem Bundestag bis Ende 1995 und erneut im Berufsbil- 
dungsbericht 1996 zu berichten. Dabei ist besonders einzuge- 
hen auf 

1. die Durchführung der „Gemeinschaftsinitiative Ausbil- 
dungsplatzsicherung", insbesondere auf 

- praktische Erfahrungen bei der Vermittlung von 
Jugendlichen während der außerbetrieblichen Kurse in 
betriebliche Praktika bzw. ihre Übernahme in betrieb- 
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liehe Ausbildung unter Anrechnung der bisherigen 
Ausbildungszeiten, 

- Erfahrungen der Ausbildungsberater bei ihrer Zusam- 
menarbeit mit den Arbeitsämtern, Kammern, Gewerk- 
schaften, Trägern außerbetrieblicher Einrichtungen, 
Betrieben und Berufsschulen, 

- Probleme bei der Schaffung und Förderung von Aus- 
bildungsverbünden, insbesondere hinsichtlich der 
Feststellung der Eignung der Ausbildungsstätten und 
des bei der Ausbildung mitwirkenden Personals, 

- innovative Maßnahmen zur Förderung der Berufsaus- 
bildung von Mädchen und jungen Frauen, 

- Schwierigkeiten bei der Gleichstellung vollzeitschuli- 
scher Angebote mit anerkannten Ausbildungsberufen 
und bei der Zulassung der an Berufsfach- und Fach- 
schulen ausgebildeten Jugendlichen zur Abschlußprü- 
fung, 

- Probleme neugegründeter Betriebe bei der Aufnahme 
der Berufsausbildung, 

- Anregungen aus regionalen Ausbildungskonferenzen 
und Erfahrungen mit ihrer praktischen Durchführung; 

2. die mit den neuen Ländern darüber hinaus zu entwickeln- 
de Konzeption, wie die Qualität der beruflichen Bildung in 
den neuen Ländern verbessert und das Problem der Un- 
terversorgung mit Ausbildungsplätzen aufgrund der sehr 
starken Jahrgänge bis zum Jahr 2005 in Zusammenarbeit 
aller Verantwortlichen und durch Bündelung unterschied- 
licher Initiativen gelöst werden sollen; 

3 . die mit allen Beteiligten abzustimmenden Maßnahmen zur 
Modernisierung und Rettung des dualen Systems in ganz 
Deutschland, insbesondere 

- zur Verbesserung der Attraktivität unter Einschluß der 
Planungen zur Entwicklung neuer Berufsbilder, der 
Modernisierung der Aus- und Fortbildungsordnungen 
und der Entwicklung neuer Kooperationsformen zwi- 
schen den Lernorten, 

- zur praktischen Verwirklichung der Gleichwertigkeit 
von beruflicher und allgemeiner Bildung und 

- zur wirksamen Unterstützung ausbildender und aus- 
bildungsbereiter Betriebe. 

Bonn, den 28. Juni 1995 
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